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Wirtschaft

Griechenland

IWF will weniger
Geld geben
Der Internationale Währungs-
fonds (IWF) wird sich voraus-
sichtlich nur mit einem Be-
trag von bis zu fünf Milliarden
Euro am dritten Rettungs -
paket für Griechenland betei-
ligen. Von dieser Größenord-
nung gehen die europäischen
Geldgeber aus. Ursprünglich
war von 16 Milliarden Euro
die Rede. Vergangene Woche
schwenkte der IWF nach lan-
gem Streit auf die Linie der
Europäer ein, von den Grie-
chen als Gegenleistung für fri-
sches Geld Primärüberschüs-
se von 3,5 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts zu verlan-

gen. Der Primärüberschuss
beschreibt das Etatplus,
 bevor die Schulden bedient
 werden. Lange hatte der 
IWF seine Beteiligung an
dem 86-Milliarden-Programm
verweigert, weil er ein Plus 
von allenfalls 1,5 Prozent 
für  realistisch hielt. Um die
 Überschüsse zu erzielen, muss
Griechenland zusätzlich in
seinem Rentensystem sparen
und den Arbeitsmarkt flexi -
bilisieren. Die Geldgeber hof-
fen, dass die anstehenden
Wahlen in den Niederlanden
und in Frankreich Athen 
zur schnellen Einwilligung
 bewegen, weil je nach Wahl-
ausgang die Fortsetzung 
des Programms schwieriger
werden könnte. rei

Geldwäsche

Blockierter Unter -
suchungsausschuss
Der Panama-Untersuchungs-
ausschuss des EU-Parlaments,
der sich mit Geldwäsche und
Steuerhinterziehung in der
EU beschäftigt, wird von den
EU-Ländern blockiert. Ende
Januar sagten der estnische
und maltesische Finanzminis-
ter die im Ausschuss geplante
Anhörung ab. Die britische
Regierung schickte nur sub -
alterne Beamte, als der Aus-
schuss vergangene Woche in
London mehr über die zahl-
reichen Steuerparadiese unter
den britischen Kronkolonien
wissen wollte. Angeforderte

Dokumente werden dem Aus-
schuss von den Mitglieds -
ländern nur zögerlich zur Ver-
fügung gestellt. Die kollek -
tive Abwehr wird sogar von
einer Ratsarbeitsgruppe ko -
ordiniert, weil viele EU-Staa-
ten sich in Steuerdingen nicht
vom EU-Parlament in die
Karten schauen lassen wollen.
„Die Mitgliedstaaten ver -
hindern weiter Aufklärung
und decken somit Geldwäsche,
Steuerhinterziehung und
auch Terrorfinanzierung“, sagt
Fabio De Masi, Ausschuss -
mitglied für die Linke. Als
Reaktion kamen die Aus-
schusskoordinatoren am Mon-
tag überein, den Ausschuss
um bis zu ein halbes Jahr zu

verlängern. „Das Blockade-
verhalten im Rat können wir
so nicht hinnehmen“, sagte
der Ausschussvorsitzende
Werner Langen (CDU). „Eine
vernünftige Untersuchung

der Steuervermeidungs -
praktiken in mehreren EU-
Ländern setzt Zugang zu
 Dokumenten voraus.“ Einen
Abschlussbericht strebt er
nun für November an. mp, pau
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Deutsche Bank

Neuer Investor
steigt ein
Die krisengeplagte Deutsche
Bank bekommt einen neuen
Großaktionär. Neben Scheich
Hamad Bin Jassim Al-Thani
aus Katar und seinem Cousin,
die zusammen knapp zehn
Prozent kontrollieren, sowie
dem amerikanischen Fonds-
riesen Blackrock wird in Kür-
ze ein weiterer Investor min-
destens drei Prozent an der
Deutschen Bank halten. Per-
spektivisch erwäge der neue
Großaktionär, seine Beteili-
gung auf bis zu zehn Prozent
aufzustocken, heißt es in
 Finanzkreisen. Auch die Ka-
tarer haben grundsätzlich

 Interesse gezeigt, ihren Ein-
fluss auszubauen, gegebenen-
falls im Verbund mit anderen
Investoren. Der neue Groß -
aktionär soll jedoch nicht mit
Katar in Verbindung stehen.
Der Einstieg kommt in einem
Moment, da der Druck der
Aktionäre auf Vorstandschef
John Cryan wächst, die
 Strategie der Bank zu korri-
gieren und sie nach Jahren
des Schrumpfens wieder auf
Wachstum zu trimmen. Doch
das Kapital ist knapp, und
mit dem Einstieg des neuen
Großaktionärs geht keine
 Kapitalerhöhung einher. Als
wahrscheinlich gilt, dass die
Deutsche Bank bis zu 30 Pro-
zent ihrer Vermögensverwal-
tung an die Börse bringt. mhs

Verkehr

Länder machen ge-
gen Pkw-Maut mobil
Im Bundesrat formiert sich
Widerstand gegen die von
Bundesverkehrsminister
 Alexander Dobrindt (CSU)
 geplante Ausländermaut.
Rheinland-Pfalz und das Saar-
land wollen kommende Wo-
che im Verkehrsausschuss der
Länderkammer einen Antrag
einbringen, in dem sie for-
dern, den Gesetzentwurf ab-
zulehnen. Die Maut „baut
Schranken zwischen Deutsch-

land und seinen europäischen
Nachbarn auf“, heißt es zur
Begründung. Betroffen seien
vor allem Grenzregionen, es
seien „erhebliche wirtschaft-
lich nachteilige Auswirkun-
gen“ zu erwarten. Im Bundes-
rat wird damit gerechnet,
dass der Antrag eine Mehr-
heit im Verkehrsausschuss fin-
det. Damit ist auch eine ent-
sprechende Stellungnahme
bei der nächsten Sitzung des
Bundesrats am 10. März
wahrscheinlich. Weil es sich
bei der Maut um ein soge-
nanntes Einspruchsgesetz

handelt, können die Länder
das Inkrafttreten zwar nicht
verhindern, das Verfahren al-
lerdings in die Länge ziehen
und so gefährden. Eigentlich
will Dobrindt das Prozedere
bis Ende März abschließen
und keine Zugeständnisse
mehr machen. In diesem Fall
könnte der Bundesrat den
Vermittlungsausschuss anru-
fen und die Entscheidung bis
zur Bundestagswahl ver-
schleppen. Dobrindt würde
dann mit seinem Projekt 
auf den letzten Metern doch
noch scheitern. böl


